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Satzung der ortlichen Studierendenschaft an der
Rheinland-Pfilzischen Technischen Universitat
Kaiserslautern-Landau, RPTU in Landau

vom 28.04.2025

Aufgrund § 107 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und § 111 Abs. 2 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom
23. September 2020 (GVBI. S. 461), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juni
2025 (GVBL. S. 202), BS 223-41, hat das Studierendenparlament in Landau am 28.04.2025
diese Satzung beschlossen. Diese Satzung hat das Prasidium der Rheinland-Pfalzischen
Technischen Universitat Kaiserslautern-Landau mit Schreiben vom 27.08.2025 genehmigt. Sie
wird hiermit bekannt gemacht.
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. Allgemeines

§ 1 Rechtstellung

(1) Die Studierendenschaft der RPTU in Landau ist eine Koérperschaft des offentlichen
Rechts. Sie umfasst alle am Standort Landau eingeschriebenen Studierenden sowie
die eingeschriebenen Doktorand*innen (vgl. §107 Abs. 1 und 2 HochSchG).

(2) Die Studierendenschaft hat das Recht, sich mit Studierendenschaften anderer
Hochschulen zu einem Verband zusammenzuschlieBen (vgl. §107 Abs. 5 HochSchG).

(3) Die Studierendenschaft handelt durch ihre gesetzmaBigen und durch diese Satzung
festgelegten Organe. Diese regeln ihre Angelegenheiten in eigener Verantwortung.
Sie vertreten die Gesamtheit ihrer Mitglieder im Rahmen ihrer satzungsmaBigen
Befugnisse.

§ 2 Rechte und Pflichten der Studierendenschaft
(1) Jedes Mitglied der Studierendenschaft hat das Recht
a. in Fragen, die das studentische Leben betreffen, von den Organen der
Studierendenschaft gehoért zu werden.
b. bei den Organen der Studierendenschaft Ausklnfte zu erlangen.
c. inderstudentischen Selbstverwaltung mitzuwirken.

(2) Jedes Mitglied der Studierendenschaft hat entsprechend den Bestimmungen dieser
Satzung das aktive und passive Wahlrecht.

(3) Jedes Mitglied der Studierendenschaft ist verpflichtet, Beitrdge an die
Studierendenschaft zu zahlen (vgl. §110 Abs. 1 HochSchG). Naheres wird durch die
Beitragsordnung der Studierendenschaft im Einklang mit § 110 HochSchG geregelt.

§ 3 Organe der Studierendenschaft
(1) Die Organe der Studierendenschaft sind nach §109 Abs. 1 HochSchG:
1. das Studierendenparlament
3
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2. der Allgemeine Studierendenausschuss
(2) Weitere Organe der Studierendenschaft der RPTU in Landau sind:
1. die Studierenden in der Urabstimmung
2. die Vollversammlung der Studierendenschaft
3. die Fachschaftsvertretungen
4. der Fachschaftsrat
5. die Fachschaftsvollversammlungen
(3) Mehrere Studierendenschaften an einer Hochschule kénnen
Studierendenschaftsausschisse bilden. Diese haben die Aufgabe, die Arbeit der
Studierendenschaften aufeinander abzustimmen (vgl. §109 Abs. 2 HochSchG).

§ 4 Beschlussfassung mittels elektronischer Kommunikationsmedien
(1) Die Teilnahme an den Sitzungen der Organe der Studierendenschaft sowie die

Beschlussfassung kann mittels elektronischer Kommunikationsmedien erfolgen, wenn
eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Ubertragung von Bild und Ton
mittels geeigneter technischer Hilfsmittel méglich ist. Die Organe der
Studierendenschaft stellen sicher, dass die technischen Anforderungen und die
datenschutzrechtlichen Bestimmungen fir eine ordnungsgemaBe Durchfihrung der
Sitzung einschlieBlich Beratung und Beschlussfassung eingehalten werden.

(2) Absatz 1 gilt nicht fur die Durchfihrung von geheimen Wahlen, geheimen
Abstimmungen und Bestatigungen von AStA-Referaten.

(3) Beschlisse konnen im Umlaufverfahren gefasst werden. Die Stimmabgabe erfolgt
schriftlich oder elektronisch.

(4) Die Abstimmungsgegenstande missen mindestens 24 Stunden vorher, der
Geschéftsordnung des jeweiligen Organs, hochschul6ffentlich gemacht werden.

§ 5 Aufgaben der Organe der Studierendenschaft

Den Organen der Studierendenschaft obliegen folgende Aufgaben (vgl. §108 Abs. 1
HochSchG):

1. die Meinungsbildung in der Gruppe der Studierenden zu ermdglichen.

2. die Belange ihrer Mitglieder in Hochschule und Gesellschaft wahrzunehmen.

3. die Studierenden bei der Durchfiihrung des Studiums zu beraten.




\

Satzung der ortlichen Studierendenschaft RPTU Lang,,
RPTU in Landau

4. an der Wahrnehmung der Aufgaben der Hochschule (vgl. § 2 HochSchG),
insbesondere durch Stellungnahmen zu hochschul- oder wissenschaftspolitischen
Fragen mitzuwirken.

5. auf der Grundlage der verfassungsmaBigen Ordnung die politische Bildung, das
staatsburgerliche Verantwortungsbewusstsein und die Bereitschaft ihrer Mitglieder
zur aktiven Toleranz sowie zum Eintreten fir die Grund- und Menschenrechte zu
fordern.

6. kulturelle, fachliche, wirtschaftliche und soziale Belange ihrer Mitglieder
wahrzunehmen.

7. die tatsachliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern zu
fordern und auf die Beseitigung bestehender Benachteiligungen von Frauen sowie
von Menschen mit Behinderung oder chronischer Erkrankung hinzuwirken

8. die Integration auslandischer Studierender zu fordern.

9. unbeschadet der Verpflichtung der Hochschule nach § 2 Abs. 3 Satz 5 HochSchG den
Studierendensport zu férdern.

10. die Uberregionalen und internationalen Beziehungen zwischen Studierenden zu
pflegen.

§ 6 Tatigkeit in der studentischen Selbstverwaltung

(1) Die Tatigkeit in der studentischen Selbstverwaltung ist grundsatzlich ehrenamtlich.

(2) Die Vertretung der Studierendenschaft ist verpflichtet, die von ihr ibernommenen
Aufgaben in der studentischen Selbstverwaltung gewissenhaft zu erfllen.

(3) Die Verantwortlichkeit der Studierendenvertretung bei amtlichen Tatigkeiten ist auf
Vorsatz oder grobe Fahrldssigkeit beschrankt.

(4) Die Studierendenschaft gewahrt ihrer Vertretung bei Streitigkeiten, die sich aus der
Auslibung ihres Amtes ergeben, auf Beschluss des Studierendenparlaments
Rechtsschutz und finanziert diesen.

§ 7 Reprasentation in der Offentlichkeit

(1) Die Studierendenschaft hat das Recht, in der Offentlichkeit Stellung zu beziehen (vgl.
§108 Abs. 2 HochSchG).

(2) Dem Prasidium des Studierendenparlaments und den Mitgliedern des Allgemeinen
Studierendenausschusses obliegt, entsprechend ihren Zustandigkeitsbereichen, die
Reprasentation der Studierendenschaft in der Hochschule sowie der Offentlichkeit.
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II. Fachschaften

§ 8 Grundsatzliches

(1) Die Fachschaft besteht aus den eingeschriebenen Studierenden und den
eingeschriebenen Doktorant*innen des jeweiligen Faches oder Studienganges.

(2) Jedes Mitglied der Fachschaft hat in den betreffenden Fachschaften das aktive und
passive Wahlrecht.

(3) Die Fachschaften ordnen ihre inneren Angelegenheiten selbst.

(4) Die Fachschaften nehmen die Interessen aller ihrer Mitglieder wahr.

§ 9 Fachschaftsvollversammlung

(1) Die Fachschaftsvollversammlung ist das hochste beschlieBende Organ einer
Fachschaft. Auf ihr haben alle Mitglieder der Fachschaft Rede-, Antrags- und
Stimmrecht.

(2) Die Fachschaftsvollversammlung hat folgende Aufgabe:

a. Kontrolle der Fachschaftsvertretung.

b. sie hat das Recht, umfassende Informationen Gber die Arbeit der
Fachschaftsvertretung zu verlangen.

c. Abnahme der Rechenschaft der Fachschaftsvertretung tGber die Finanzen und
Tatigkeiten der Fachschaftsvertretung.

d. Wahl der Mitglieder der Fachschaftsvertretung.
Wahl eines Vorsitzes und einer finanzbeauftragten Person. Diese Amter diirfen
sich personell nicht doppeln. Naheres regelt die jeweilige
Fachschaftsordnung.

f.  Gebung der Fachschaftsordnung.

(3) Eine Fachschaftsvollversammlung muss mindestens 120 Stunden zuvor, unter Angabe
der vorlaufigen Tagesordnung, fir alle Mitglieder der Fachschaft einsehbar schriftlich
einberufen werden. Wenn Sie nicht ordnungsmaBig einberufen wurde, ist sie nicht
beschlussfahig. Naheres zur Beschlussfahigkeit wird durch die jeweilige
Fachschaftsordnung geregelt.

(4) Beschlisse der Fachschaftsvollversammlung sind fiir die Fachschaftsvertretung
bindend.

(5) Die Fachschaftsvollversammlung wird von der Fachschaftsvertretung einberufen.

a. Diese muss mindestens einmal im Semester erfolgen.
b. Eine Fachschaftsvollversammlung kann auf Beschluss des Fachschaftsrates
einberufen werden.
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c. Durch einen Antrag von mindestens 5% der Mitglieder der Fachschaft in Form
einer Unterschriftenliste, kann die Einberufung einer
Fachschaftsvollversammlung eingefordert werden.

d. Sollte keine Fachschaftsvertretung existieren, beruft das fiir Fachschaften
zustandige Referat des Allgemeinen Studierendenausschusses die
Fachschaftsvollversammlung, auf Antrag von mindestens drei Mitgliedern der
Fachschaft, ein.

§ 10 Fachschaftsvertretung

(1) Die Fachschaftsvertretung wird von der Fachschaftsvollversammlung fiir die Dauer
eines Jahres gewahlt.

(2) Die Aufgabe der Fachschaftsvertretung ist die Vertretung der Fachschaft in allen
Angelegenheiten.

(3) Die Fachschaftsvertretung fiihrt die Beschlisse der Fachschaftsvollversammlung aus
und ist ihr Rechenschaft schuldig. Sie tagt fachschaftsoffentlich und entscheidet
durch Mehrheitsbeschluss. Naheres regelt die jeweilige Fachschaftsordnung.

(4) Die Fachschaftsvertretungen sind nicht zeichnungsberechtigt.

(5) Das Studierendenparlament kann die Arbeit der Fachschaftsvertretungen mit
finanziellen Zuwendungen unterstitzen. Alles weitere regelt die Finanzordnung der
Studierendenschaft.

(6) Der Vorsitz der Fachschaftsvertretung ist die Kontaktperson fir die Organe der
Studierendenschaft.

(7) Jede Fachschaftsvertretung soll mit mindestens einem Mitglied an Sitzungen des
Fachschaftsrates teilnehmen.

§ 11 Fachschaftsordnung

(1) Jede Fachschaft muss sich in Riicksprache mit dem Satzungsausschuss des
Studierendenparlaments eine Geschaftsordnung geben. Diese ordnet sich dieser
Satzung unter. Sie wird auf der Fachschaftsvollversammlung mit 2/3 Mehrheit der
anwesenden Fachschaftsmitglieder verabschiedet.

(2) Anderungen von Fachschaftsordnungen sind dem Satzungsausschuss vorzulegen,
welche dort auf Satzungskonformitat Gberprift werden.

(3) Die Fachschaftsordnung muss Bestimmungen enthalten Gber:

1. die Anzahl der Mitglieder

2. die Amter und Aufgaben der Fachschaftsvertretung

3. die anzuwendenden Wahl- und Abstimmungsverfahren in der
Fachschaftsvollversammlung und innerhalb Fachschaftsvertretung
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4. das Verfahren zur Anderung der Fachschaftsordnung

§ 12 Fachschaftsrat

(1) Der Fachschaftsrat ist das koordinierende Organ auf studentischer Ebene zwischen
den Fachschaftsvertretungen, den Fachbereichen und dem Allgemeinen
Studierendenausschuss.

(2) Der Fachschaftsrat besteht aus den folgenden Mitgliedern:

1. einem Fachschaftsratvorsitz

2. dem fur Fachschaften zustandigen Referat des Allgemeinen
Studierendenausschusses

3. den Fachschaftsvertretungen

(3) Vorsitz des Fachschaftsrates:

a. Der Fachschaftsrat wahlt einen Vorsitz fir die Dauer eines Jahres. Naheres
regelt die Geschaftsordnung des Fachschaftsrats.

b. kann kein Vorsitz gewahlt werden oder muss sich der Fachschaftsrat neu
organisieren, Ubernimmt das Referat flr Fachschaften des Allgemeinen
Studierendenausschusses kommissarisch das Amt, bis ein neuer Vorsitz
gewahlt werden kann.

(4) Jede Fachschaftsvertretung hat im Fachschaftsrat eine Stimme.

(5) Der Fachschaftsrat gibt sich in Riicksprache mit dem Satzungsausschuss eine
Geschaftsordnung. Diese ordnet sich dieser Satzung unter. Sie wird zur
nachstmodglichen Fachschaftsratssitzung mit 2/3 Mehrheit der anwesenden
Fachschaftsvertretungen verabschiedet.

I1l. Hochschulgruppen

§ 13 Grundsatzliches

(1) Eine Hochschulgruppe darf ihre Aufgabenbereiche betreffend nur eine Erganzung zu
den im Hochschulgesetz verankerten Organen der Studierendenschaft darstellen und
keine Aufgaben der bestehenden studentischen Selbstverwaltung libernehmen.

(2) Eine Hochschulgruppe muss ein soziales, kulturelles oder gemeinnitziges Interesse
im Sinne aller Studierenden der Studierendenschaft verfolgen.

(3) Eine Hochschulgruppe ist grundsatzlich fir alle Mitglieder der Studierendenschaft
offen.

(4) Mochte eine Hochschulgruppe Geld aus dem studentischen Haushalt oder einen Topf
in diesem beantragen oder in die Auflistung der Hochschulgruppen der
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studentischen Selbstverwaltung aufgenommen werden, so miissen sie einmal dem
Studierendenparlament auf einer Sitzung unter Vorstellung ihrer Ziele und Projekte
vorstellig werden. Im Anschluss beschliet das Studierendenparlament, ob sie in die
Auflistung der Hochschulgruppen der studentischen Selbstverwaltung aufgenommen
werden und Gelder und Tépfe im studentischen Haushalt beantragen konnen.

(5) Die Hochschulgruppen sind nicht zeichnungsberechtigt.

(6) Die Hochschulgruppen regeln ihre inneren Angelegenheiten unter Berlicksichtigung
der Satzung der Studierendenschaft selbst.

§ 14 Finanzen und Eigentum

(1) In der Regel werden keine Mitgliedsbeitrage flir Organisationen aus dem Haushalt
der Studierendenschaft finanziert.

(2) Hochschulgruppen diirfen keine Mitgliedsbeitréage erheben.

(3) Hochschulgruppen sind dazu verpflichtet ein Kassenbuch tber ihre Einnahmen und
Ausgaben zu fuhren.

(4) Rechenschaft gegeniiber dem Finanzreferat des Allgemeinen
Studierendenausschusses sowie dem Finanzausschuss ist in folgenden Fallen
abzulegen:

a. auf Anfrage des Vorsitzes des Allgemeinen Studierendenausschusses, des
Finanzreferats des Allgemeinen Studierendenausschusses oder des
Studierendenparlaments.

b. im Zuge der Beantragung finanzieller Mittel aus dem studentischen Haushalt
muss das Kassenbuch riickwirkend bis zur zuletzt erfolgten Priifung
offengelegt werden.

(5) Anschaffungen der Hochschulgruppen sind Eigentum der Studierendenschaft.
Hochschulgruppen sind daher dazu verpflichtet, eine Inventurliste tber
Anschaffungen zu fihren. Bei der Auflédsung einer Hochschulgruppe oder Inaktivitat
von 2 Jahren, wobei mindestens drei Kontaktversuche vom Prasidium des
Studierendenparlaments ohne Antwort gewesen sein mussen, sind Finanzen,
Kassenbuch und samtliche Anschaffungen an das Studierendenparlament zu

Ubergeben.
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IV. Urabstimmung

§ 15 Grundsatzliches

In der Urabstimmung Uben die Mitglieder der Studierendenschaft ihre oberste
beschlieBende Funktion aus. Das Ergebnis der Urabstimmung ist fur alle Organe der
Studierendenschaft verbindlich. Alle Mitglieder der Studierendenschaft sind stimmberechtigt.

§ 16 Verfahren

(1) Eine Urabstimmung findet statt:
1. auf Beschluss der studentischen Vollversammlung
2. auf Beschluss des Studierendenparlaments
3. aufBeschluss des Allgemeinen Studierendenausschusses
4. auf schriftlichen Antrag von mindestens 200 Mitgliedern der
Studierendenschaft

(2) Der Urabstimmung geht eine Vollversammlung voraus, die der Unterrichtung der
Studierendenschaft und der Diskussion Gber den Gegenstand der Urabstimmung
dient.

(3) Der Vorsitz des Allgemeinen Studierendenausschusses ist mit dem Prasidium des
Studierendenparlaments der Durchfiihrende der Urabstimmung. Der Vorsitz des
Allgemeinen Studierendenausschusses kann die Durchfiihrung an andere Referate
des Allgemeinen Studierendenausschusses delegieren, wenn der Gegenstand der
Urabstimmung thematisch in den Aufgabenbereich des Referats fallt.

(4) Der Beschluss einer Urabstimmung ist mindestens fiir das Semester, in welchem die
Urabstimmung stattgefunden hat, giiltig. Erst im darauffolgenden Semester kann
Uber den Gegenstand in einer neuen Urabstimmung abgestimmt werden.

(5) Die Urabstimmung findet friihestens zwei, spatestens finf Vorlesungswochen,
nachdem das Studierendenparlament tGber den Beschluss in Kenntnis gesetzt wurde,
an mindestens drei aufeinanderfolgenden Vorlesungstagen statt. Der Termin fur die
Urabstimmung ist mindestens zwei Wochen hochschuléffentlich vor Durchfiihrung
bekannt zu geben.

(6) Die Urabstimmung und die ihr vorausgehende Vollversammlung gemal Absatz 2 darf
nur wahrend der Vorlesungszeit durchgefiihrt werden. Geht ein Beschluss in den
letzten zwei Wochen der Vorlesungszeit oder wahrend der vorlesungsfreien Zeit ein,
so werden die in § 15 Abs. 5 bezeichneten Fristen vom angekiindigten Beginn der
Lehrveranstaltungen des nachsten Semesters an berechnet.

(7) Die Urabstimmung erfolgt schriftlich und geheim.

10



\

Satzung der ortlichen Studierendenschaft RPTU Lang,,
RPTU in Landau

1. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der Studierendenschaft der RPTU in
Landau.

2. Das Stimmrecht kann nur personlich oder durch eine*n gesetzliche*n
Betreuer*in ausgelibt werden.

(8) Abgestimmt wird mit amtlichen Stimmzetteln, die die Durchfiihrenden der
Urabstimmung bereitstellen. Die Stimmzettel missen identisch in GroBe, Farbe und
Druck sein und dirfen keine anderen als die amtlichen Kennzeichen oder
Beschriftungen aufweisen.

1. Ungultig sind Stimmzettel
1. die nicht amtlich bereitgestellt sind
2. die einen Zusatz, eine Verwahrung, einen Vorbehalt oder sonstige
Anderungen enthalten
3. Leere Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung

(9) Der Gegenstand der Urabstimmung ist beschlossen, wenn mindestens 10% der
Mitglieder der Studierendenschaft an der Abstimmung teilnehmen und die relative
Mehrheit erlangt wurde.

(10) Die Wahlberechtigten haben die Mdglichkeit von der Briefwahl Gebrauch
zu machen.
1. Der Antrag auf Briefwahl ist spatestens 10 Tage vor dem ersten Wahltag an
die Durchfiihrenden der Urabstimmung zu richten.
2. Die Unterlagen sind dem*der Antragsteller*in vier Werktage vor dem ersten
Wahltag zuzusenden.
3. Die Briefwahlunterlagen missen folgendes enthalten:
1. Einen Wahlschein in Form der Eidesstattlichen Erklarung mit Name
und Anschrift der Wahlberechtigten Person
Einen Stimmzettel
3. Einen Wahlumschlag fiir den Stimmzettel
Einen frankierten Riicksendeumschlag. Werden die
Briefwahlunterlagen vom Ausland Ubersandt, so hat ihn die
wahlberechtigte Person freizumachen.
5. Eine Erlauterung zur Durchfiihrung der Briefwahl
4. Die Briefwahlunterlagen sind wie folgt zurlickzusenden: der Stimmzettel ist in
den daflir vorgesehenen Wahlumschlag zu verpacken, dieser wird wiederum
mit dem Wabhlschein in den Ricksendeumschlag gepackt. Es ist darauf zu
achten, dass der Stimmzettel entnommen werden kann, ohne dass
Rickschlusse auf die wahlberechtigte Person gezogen werden kdnnen.

11
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5.

(1)

Der Verlust der Unterlagen ist den Durchfiihrenden der Urabstimmung
anzuzeigen. In diesem Falle kann nur von der Urnenwahl Gebrauch gemacht
werden.

Die Aushandigung oder Ubersendung der Briefwahlunterlagen ist im
Wabhlverzeichnis zu vermerken. AuBBerdem ist eine Liste der Personen
anzulegen, denen die Briefwahlunterlagen ausgehandigt oder Gbersandt
worden sind. Wem solche Unterlagen ausgehandigt oder Gbersandt wurden,
kann seine oder ihre Stimme nur im Wege der Briefwahl abgeben, es sei denn,
er*sie wird den Durchfihrenden der Urabstimmung auf Grund der Anzeige
nach Abs. 10 Buchstabe e besonders zur Teilnahme an der Urnenwahl
zugelassen.

Die Briefwahlunterlagen missen vor Beendigung der Urabstimmung bei den
Durchfiihrenden der Urabstimmung eingegangen sein.

Die Eidesstattliche Erklarung ist im Rahmen der Auszahlung zu prifen und der
Wahlumschlag in die noch verschlossene Urne zu werfen. Nach Offnung der
Urne werden die Stimmzettel ausgepackt und wie die anderen Stimmzettel
ausgezahlt.

Die Urabstimmung ist von einer designierten schriftfihrenden Person zu
protokollieren. Die Niederschrift muss enthalten:

1. Ortund Zeit der Urabstimmung

2. die Zahl der abgegebenen Stimmen, der giiltigen und ungdiltigen

Stimmen sowie der Stimmenthaltungen

3. die Zahl der fir jede Option abgegebenen gliltigen Stimmen

4. das den Durchfiihrenden der Urabstimmung festgestellte Ergebnis

5. Einwendungen gegen den Wahlvorgang
Die Niederschrift ist von den Durchflihrenden der Urabstimmung und von der
schriftfiihrenden Person zu unterzeichnen. Der Niederschrift sind die
Stimmzettel beizufligen. Diese Unterlagen sind vom Allgemeinen
Studierendenausschuss firr zehn Jahre aufzubewahren.
Die Niederschrift kann von jedem*jeder Stimmberechtigten auf Verlangen
innerhalb einer Frist von vier Wochen nach der Wahl eingesehen werden.
Innerhalb dieser Frist kann das Ergebnis der Urabstimmung schriftlich mit
Begriindung beim Prasidium des Studierendenparlaments angefochten
werden. Der Satzungsausschuss entscheidet Gber die Anfechtung und teilt das
Ergebnis mit Begriindung hochschul&ffentlich mit. Bei Zustimmung des
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Satzungsausschuss zur Anfechtung muss die Urabstimmung mit den gleichen

Fristen wie in § 16 Abs. 5 wiederholt werden.

§ 17 Gegenstand

(1) Die Urabstimmung beschlieBt tiber Aufhebung oder Anderung der Beschliisse des
Studierendenparlaments und des Allgemeinen Studierendenausschusses.

(2) Amtstrager der Studierendenschaft konnen nicht in einer Urabstimmung gewahlt
oder abgewahlt werden.

(3) Finanz- und Haushaltsangelegenheiten k&nnen nicht Gegenstand einer
Urabstimmung sein.

V. Vollversammlung

§18 Teilnahmerechte

Alle Mitglieder der Studierendenschaft haben in der Vollversammlung Rede- und
Stimmrecht.

§ 19 Einberufung

(1) Die Vollversammlung muss vom Prasidium des Studierendenparlaments einberufen
werden
a. auf Beschluss des Studierendenparlaments
b. auf Beschluss des Allgemeinen Studierendenausschusses
c. auf Beschluss des Fachschaftsrates
d. auf Antrag von mindestens 150 der Mitglieder der Studierendenschaft
e. mindestens einmal im Semester
(2) Die Vollversammlung zu den Wahlen des Studierendenparlaments wird durch die
Wahlleitung einberufen.
(3) Die Vollversammlung vor einer Urabstimmung gemaB §16 Abs. 2 wird durch die
Durchfiihrenden der Urabstimmung einberufen.

§ 20 Verfahren

(1) Die Leitung der Vollversammlung obliegt dem Prasidium des
Studierendenparlaments. Die Leitung der Vollversammlung bt fiir die Dauer der
Vollversammlung das Hausrecht aus. Bei Vollversammlungen zu den Wahlen des
Studierendenparlaments obliegt die Leitung der Wabhlleitung. Bei Vollversammlungen
vor einer Urabstimmung obliegt die Leitung den Durchfihrenden der Urabstimmung.

13



\

Satzung der ortlichen Studierendenschaft RPTU Lang,,
RPTU in Landau

(2) Die Einberufung einer Vollversammlung nach § 19 erfolgt wahrend der Vorlesungszeit
spatestens eine Woche, nachdem das Studierendenparlament tber den jeweiligen
Beschluss in Kenntnis gesetzt wurde. Die Ankiindigung des Termins erfolgt
hochschuloffentlich per Einzelrundmail mindestens 120 Stunden vor der
Vollversammlung.

(3) Die Tagesordnung fir die Vollversammlung wird von dem*der Beschlussfasser*in
festgelegt.

(4) Die regelmaBige Vollversammlung nach § 19 Abs. 1 Buchstabe e enthalt einen
Rechenschaftsbericht des Allgemeinen Studierendenausschusses Uber ihre Arbeit und
des Prasidiums des Studierendenparlaments (iber die Arbeit des
Studierendenparlaments.

(5) Nach § 19 Abs. 3 einberufene Vollversammlung dient allein der Unterrichtung der
Studierenden und der Diskussion tUber den Gegenstand der Urabstimmung (vgl. § 16
Abs. 2).

(6) Die Vollversammlung beschlieBt mit relativer Mehrheit der Anwesenden.

(7) Die Vollversammlung hat das Recht mit relativer Mehrheit dem
Studierendenparlament Antrage zur Beschlussfassung vorzulegen. Das
Studierendenparlament muss sich innerhalb eines Zeitraums von einem Monat
innerhalb einer beschlussfahigen Sitzung nach § 27 mit der unveranderten
Beschlussvorlage beschaftigen. AbschlieBend muss es zu einer Abstimmung kommen.
Wenn es innerhalb des Zeitraums nicht zu einer Beschaftigung sowie Abstimmung
mit dem Antrag kommt, wird der Antrag zum Gegenstand einer Urabstimmung nach
§ 16 Abs. 6.

VI. Studierendenparlament

§ 21 Aufgaben

(1) Das Studierendenparlament ist das beschlussfassende Organ der Studierendenschaft.
(2) Das Studierendenparlament hat insbesondere folgende Aufgaben:
a. die Wahl, Bestatigung, Entlastung, Abwahl, Abberufung und Kontrolle der
Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses.
b. die Wahl, Entlastung und Abwahl des Prasidiums des
Studierendenparlamentes.
c. die Beschlussfassung tber die Semesterbeitréage der Studierendenschaft.
die Verabschiedung des Haushaltsplanes der Studierendenschaft.
e. Anderungen, Erlasse und Aufhebungen von Ordnungen sowie der Satzung
der Studierendenschaft (vgl. § 41).
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f. die Wahl der studentischen Vertretung fiir den Verwaltungsrat des
Studierendenwerks Vorderpfalz, sofern die Satzung des Studierendenwerks
oder das Hochschulgesetz keine andere Regelung vorsehen.

g. Wahl eines standigen parlamentarischen Mitglieds in den Hauptausschuss.

(3) Das Studierendenparlament richtet standige Ausschusse ein und besetzt diese (vgl. §
29).
(4) Das Studierendenparlament gibt sich eine Geschaftsordnung.

§ 22 Wahl des Studierendenparlaments

(1) Das Studierendenparlament besteht aus Abgeordneten, im Folgenden
Stuparier*innen genannt, die in allgemeiner, direkter, freier, gleicher und geheimer
Wahl im Wege der personalisierten Verhaltniswahl gewahlt wurden. Naheres regelt
die Wahlordnung.

(2) Die Studierendenschaft wahlt fir je 300 Studierende ein Parlamentsmitglied;
mindestens jedoch 12. Die Gesamtzahl der Studierenden ist flr die Ermittlung der
Zahl der zu wahlenden Parlamentsmitglieder auf volle Hundert aufzurunden.

§ 23 Ausscheiden, Bestatigung

(1) Ein*e Stuparier*in scheidet aus seinem Amt aus

a. am Ende seiner*ihrer Amtsperiode

b. durch Exmatrikulation

c. durch Ricktritt, der dem Prasidium des Studierendenparlaments schriftlich
mitzuteilen ist

d. durch Ubernahme exekutiver Funktionen im Allgemeinen
Studierendenausschuss

e. durch dreimaliges Fehlen ohne Abmeldung. Naheres regelt die
Geschéftsordnung des Studierendenparlaments (vgl. § 19 Geschéaftsordnung
des ortlichen Studierendenparlaments an der Rheinland-Pfalzischen
Technischen Universitat Kaiserslautern-Landau, RPTU in Landau)

(2) Allen aktuellen und ehemaligen Stuparier*innen muss vom amtierenden Prasidium
des Studierendenparlaments auf Anfrage eine Bescheinigung Uber die Amtszeit aller
betroffenen Legislaturen ausgestellt werden.

(3) Nach Abschluss der letzten Sitzung einer Legislatur archiviert das Prasidium eine
Anwesenheitsliste fir die kommenden Prasidien.

(4) Scheidet ein*e Stuparier*in aus, so riickt ein anderes Mitglied aus der jeweiligen Liste
nach.
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(5) Kann ein Platz nicht besetzt werden, so bleibt der Platz frei. § 24 Abs. 5 Buchstabe a
bleibt unberihrt.

§ 24 Legislaturperiode & Auflésung

(1) Die Legislaturperiode des Studierendenparlaments dauert 1 Jahr.

(2) Die Wahl zum Studierendenparlaments soll gleichzeitig mit den Wahlen der
Fachbereichsrate abgehalten werden (vgl. § 109 Abs. 3 HochSchG).

(3) Das Prasidium sowie der Hauptausschuss des Studierendenparlaments flihren die
Aufgaben des Studierendenparlaments, mit Ausnahme von Abwahlen, Entlastungen
und Anderungen der Satzung der Studierendenschaft und Geschéftsordnung des
Studierendenparlament, bis zur Amtsibernahme in dem neu gewahlten
Studierendenparlament kommissarisch weiter.

(4) Der Hauptausschuss besteht aus dem Prasidium, dem Vorsitz des Satzungsausschuss,
dem Vorsitz des Finanzausschuss sowie eines weiteren gewahlten Mitglied aus seiner
Mitte

a. dabei hat das Prasidium zwei Stimmen

b. der Vorsitz des Satzungsausschuss eine Stimme

c. derVorsitz des Finanzausschuss eine Stimme

d. das weitere gewahlte Mitglied eine Stimme

e. Dieser kann auf Verlangen des Prasidiums oder Vorsitzes des Allgemeinen
Studierendenausschusses einberufen werden. Er ist nur mit Anwesenheit von
5 stimmberechtigten Mitgliedern beschlussfahig und kann Beschlisse mit 2/3
Mehrheit fassen.

(5) Das Studierendenparlament wird in folgenden Féllen vorzeitig aufgelost:

a. Wenn im Laufe der Legislatur so viele Stuparier*innen aus dem
Studierendenparlament ausscheiden, dass weniger als 6 Platze besetzt sind.

b. Bei einem Beschluss mit 2/3 Mehrheit seiner Mitglieder.
Wenn nach Rucktritt des Prasidiums des Studierendenparlaments binnen 4
Wochen kein neues Prasidium gewahlt werden kann.
Fur die ordnungsgemafBe Durchfiihrung der Wahl sind in diesem Fall folgende
Personen in der Verantwortung:

i. Das vorherige Prasidium, sofern es noch kommissarisch im Amt ist.

ii. Ist§24, Abs. 5ci nicht der Fall, der Hauptausschuss in Form des
Vorsitzes des Satzungsausschuss, des Vorsitz des Finanzausschuss und
des weiteren Mitglieds.

iii. Ist § 24, Abs. 5ci und ii nicht der Fall, so wahlt das
Studierendenparlament mit relativer Mehrheit aus seiner Mitte eine
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Person, die fur die prasidialen Aufgaben im Rahmen der Neuwabhl
verantwortlich ist.
d. Wenn nach Ricktritt des Vorsitzes des Allgemeinen Studierendenausschusses
nicht binnen 4 Wochen ein neuer Vorsitz gewahlt werden kann, bzw. 6
Wochen nach Inkrafttreten des Ubergangsgremiums (vgl. § 34).
e. Wenn auf der konstituierenden Sitzung kein Vorsitz oder kein Prasidium
gewahlt werden kann. Naheres regelt § 24 Abs. 5 Buchstabe c.
(6) Im Falle einer Auflosung des Studierendenparlaments sind innerhalb von vier Wochen
Neuwahlen durchzufiihren. Wird das Studierendenparlament drei Monate vor Ende
seiner Legislaturperiode aufgelst, so finden keine Neuwahlen statt.

§ 25 Prasidium

(1) Das Prasidium besteht aus gleichberechtigten Prasident*innen.

(2) Das Prasidium muss min. aus 50% Finta-Personen bestehen. Diese Regelung kann mit
einer 2/3 Mehrheit der anwesenden Stuparier*innen vor der Wahl des Prasidiums fir
eine Legislatur ausgesetzt werden.

(3) Das Studierendenparlament wahlt in seiner konstituierenden Sitzung sowie bei
Neuwahl des Prasidiums nach Vorstellung aus seiner Mitte einzeln und in geheimer
Wahl mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Stuparier*innen die Mitglieder des
Prasidiums.

a. Die Person, die nach einem Wahlgang die wenigsten Stimmen auf sich vereint,
scheidet aus dem Wahlverfahren aus. Es findet eine Stichwahl zwischen den
beiden Kandidat*innen statt, die die meisten Stimmen auf sich vereinen.

b. Erreicht kein*e Kandidat*in die erforderliche Mehrheit, so wird auf der
nachsten Sitzung des Studierendenparlaments der Wahlvorgang wiederholt.
Kann wieder kein*e Kandidat*in die erforderliche Mehrheit auf sich vereinen,
muss das Studierendenparlament binnen 4 Wochen Neuwahlen ausrufen.
Naheres regelt § 24.

(4) Das Prasidium leitet die Sitzung des Studierendenparlaments und ist fir die
ordnungsgemalBe Durchfiihrung verantwortlich.

(5) Das Prasidium Uibt auf den Sitzungen das Hausrecht aus.

(6) Das Prasidium flhrt die laufenden Geschafte des Studierendenparlaments.

(7) In Streitfallen legt das Prasidium die Satzung und die Geschaftsordnung bis zur
Prifung durch den Satzungsausschuss verbindlich aus. Die jeweilige getroffene
Auslegung muss innerhalb von einem Monat vom Satzungsausschuss geprift und
dem Studierendenparlament in Form einer Empfehlung riickgemeldet werden (vgl. §
28 Abs. 2 Buchstabe b).
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(8) Das Studierendenparlament kann eine*n Beigeordnete*n wahlen, welche*r dem

Prasidium unterstellt ist. Der*die Beigeordnete handelt in Absprache/auf Weisung des

Prasidiums hin. Das Amt der*des Beigeordneten muss hochschul6ffentlich per

Einzelrundmail fir alle Mitglieder der Studierendenschaft ausgeschrieben werden.

Bewerbungsberechtigt sind alle Mitglieder der Studierendenschaft. Der*die

Beigeordnete wird mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Stuparier*innen gewahlt.

a.

Die Person, die nach einem Wahlgang die wenigsten Stimmen auf sich vereint,
scheidet aus dem Wahlverfahren aus.

Konnte keine*r nach dem 3. Wahlgang eine 2/3 Mehrheit erlangen, so sind
alle Bewerber*innen abgelehnt und die Stelle ist neu auszuschreiben.

§ 26 Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Studierendenparlaments finden in der Regel nur in der

Vorlesungszeit statt.

(2) Das Prasidium ladt hochschul6ffentlich per Rundmail schriftlich unter Mitteilung der

Tagesordnung und unter Angabe von Ort und Termin der Sitzung ein. Zwischen

Einladung und Sitzung missen mindestens 120 Stunden liegen.

(3) AuBerordentliche Sitzungen finden statt

a.
b.
C.
d.

auf Beschluss von mindestens einem Drittel der Stuparier*innen
auf Beschluss des Allgemeinen Studierendenausschusses

auf Beschluss des Fachschaftsrates

auf Beschluss des Prasidiums

(4) AuBerordentliche Sitzungen mussen spatestens 240 Stunden nach ihrer Beantragung

stattfinden. Beantragte Tagesordnungspunkte missen behandelt werden, sofern das

Studierendenparlament beschlussfahig ist. Eine Erganzung um weitere

Tagesordnungspunkte ist zulassig.

(5) Die Sitzungen sind in der Regel hochschul6ffentlich. In folgenden Fallen kann ein

nicht-o6ffentlicher Teil fir Sitzungen einberufen werden:

a.

Im Rahmen von Personalfragen kann auf Wunsch eines Mitglieds des
Studierendenparlaments die Sitzung unterbrochen werden und ein nicht-
offentlicher Teil einberufen werden. In diesem darf sich ausschlieBlich mit
dieser Personalfrage beschaftigt werden. Der Wunsch kann auch schriftlich bei
dem Prasidium des Studierendenparlaments eingehen.

Im Rahmen von Diskussionen, die strategische Uberlegungen enthalten, kann
im Vorfeld der Sitzung des Studierendenparlaments per hochschul6ffentlicher
Tagesordnung ein nicht-6ffentlichen Teil festgelegt werden. Dieser
Tagesordnungspunkt muss fiir die darauffolgende Sitzung des
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Studierendenparlaments auf den hochschul6ffentlichen Teil der
Tagesordnung gesetzt werden. Dort muss ein Bericht aus dem nicht-
offentlichen Teil erfolgen.
(6) Fur die Arbeitsweise des Studierendenparlaments gelten folgende Grundregeln:

a. Alle Mitglieder der Studierendenschaft nach §1 Abs. 1 haben Rede- und
Antragsrecht. Anderen Personen kann das Rede- und Antragsrecht auf
Beschluss durch 2/3 Mehrheit der anwesenden Stuparier*innen erteilt werden.

b. Das Stimmrecht haben nur Stuparier*innen.

§ 27 Beschlussfahigkeit

(1) Das Studierendenparlament ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der
Stuparier*innen anwesend ist und die Sitzung ordnungsgemaB einberufen wurde.

(2) Wird zu Beginn oder wahrend der Sitzung die Beschlussunfahigkeit festgestellt, so
werden die Ubrigen Tagesordnungspunkte vertagt. Das Studierendenparlament ist
auf der nachsten Sitzung in Bezug auf die vertagten Tagesordnungspunkte auf jeden
Fall beschlussfahig, wenn diese Sitzung ordnungsgemaf einberufen ist. Auf diese
Tatsache ist in der Einladung hinzuweisen.

§ 28 Beschlisse

(1) Beschllsse des Studierendenparlaments werden in der Regel mit relativer Mehrheit
gefasst.
(2) Furfolgende Beschlisse ist eine Mehrheit von 2/3 der anwesenden Stuparier*innen
erforderlich:
a. Selbstauflésung des Parlaments
b. Wahl und Abwahl des Vorsitzes des Allgemeinen Studierendenausschusses
c. Abwahl des Prasidiums des Studierendenparlaments
d. Erhebung von Beitrdgen der Studierendenschaft
e. Erlass, Anderung und Aufhebung von Ordnungen der Studierendenschaft,
sowie von Anderungen zu dieser Satzung gemaB § 107 Abs. 3 HochSchG
f.  Wabhl einer beigeordneten Person (vgl. § 25 Abs. 8)

§ 29 Ausschulsse

(1) Das Studierendenparlament ist verpflichtet, den Allgemeinen Studierendenausschuss
einzusetzen. Der Allgemeine Studierendenausschuss ist nach § 3 Abs. 1 ein Organ der
Studierendenschaft. Diesem obliegen besondere Tatigkeiten und Kompetenzen.
Naheres wird in Abschnitt VII geregelt.

(2) Das Studierendenparlament ist verpflichtet
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a.

den Finanzausschuss als standigen Ausschuss einzusetzen. Der
Finanzausschuss kontrolliert das Finanzgebaren des Allgemeinen
Studierendenausschusses und der anderen Organe der Studierendenschaft.
den Satzungsausschuss als standigen Ausschuss einzusetzen. Dieser
Ausschuss ist zustandig fiir die Auslegung und Er-/Uberarbeitung der Satzung
und aller Ordnungen (Wahlordnung, Beitragsordnung, Geschaftsordnung und
Finanzordnung) der Organe der Studierendenschaft. AuBerdem ist er fur die
Uberpriifung der Satzungs- und Ordnungskonformitat der Wahl zum
Studierendenparlament vor Griindung des Wahlausschuss zustandig.

(3) Das Studierendenparlament kann auf Antrag zur Wahrnehmung besonderer

Aufgaben beratende Ausschisse einsetzen.

(4) Mitglieder der Ausschisse

a.

Die Mitglieder der Ausschiisse werden vom Studierendenparlament gewahlt.
Sie kdnnen durch Beschluss des Studierendenparlaments wieder abberufen
werden.

Jeder Ausschuss wahlt aus seiner Mitte mindestens eine*n Vorsitzende*n zur
Sitzungsleitung und zur Abfassung des Protokolls. Sie*er erstattet vor dem
Parlament Bericht.

Die beiden stéandigen Ausschiisse geben sich aus der Mitte des
Studierendenparlaments einen Vorsitz, der weder dem Prasidium angehort
noch den Vorsitz in einem anderen standigen Ausschuss Gbernimmt. Alle
weiteren Ausschusse sind von dieser Regelung ausgenommen.

Den Ausschissen miissen mindestens zwei Mitglieder des
Studierendenparlaments angehéren.

Den Ausschissen mussen die betreffenden Referent*innen des Allgemeinen
Studierendenausschusses angehdren.

Bei Bedarf kdnnen die Ausschiisse Personen mit beratender Stimme
hinzuziehen.

(5) Das Prasidium hat in allen Ausschiissen kraft Amtes beratende Stimme.

(6) Sitzung
a.

b.

Die oder der Vorsitzende hat den Ausschuss mindestens einmal im Semester,
auf Verlangen von mindestens zwei Ausschussmitgliedern, auf Beschluss des
Studierendenparlaments, auf Verlangen der oder des AStA-Vorsitzenden, auf
Verlangen einer zustandigen AStA-Referentin oder eines zustandigen AStA-
Referenten einzuberufen.

Zu den Sitzungen der Parlamentsausschiisse ist mit einer Mindestfrist von drei
Werktagen einzuladen.
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c. Ausschusssitzungen sind hochschul6ffentlich. Externe Personen kdnnen durch
eine relative Mehrheit der Ausschussmitglieder zur Beratung zugelassen
werden.

d. Ausschisse kdnnen dem Parlament Empfehlungen aussprechen, sie kdnnen
keine Beschlisse fassen, die fiir das Parlament bindend sind.

VII. Allgemeiner Studierendenausschuss

§ 30 Aufgaben

(1) Der Allgemeine Studierendenausschuss ist das Exekutivorgan der Studierendenschaft.

(2) Der Allgemeine Studierendenausschuss nimmt die Angelegenheiten der
Studierendenschaft wahr. Ihm obliegen insbesondere die Aufgaben nach § 5.

(3) Der Allgemeine Studierendenausschuss fiihrt die laufenden Geschafte in eigener
Verantwortung. Er fihrt die Beschliisse des Studierendenparlaments aus.

(4) Der Allgemeine Studierendenausschuss vertritt die Studierendenschaft gerichtlich
und auBergerichtlich. Rechtsgeschaftliche Erklarungen kdnnen nur vom Vorsitz des
Allgemeinen Studierendenausschusses gegeben werden. Soweit damit finanzielle
Auswirkungen verbunden sind, ist die Zustimmung des Finanzreferats erforderlich.

(5) Der Allgemeine Studierendenausschuss hat bei der regelmaBigen Vollversammlung
(vgl. § 19 Abs. 1 Buchstabe e) einen Rechenschaftsbericht abzulegen und sich den
Fragen der Studierendenschaft zu stellen. Die Rechenschaftsberichte sind dem
Studierendenparlament 120 Stunden zuvor in schriftlicher Form vorzulegen. Die
Referate legen ebenfalls Rechenschaft fiir ihre Mitarbeiter*innen ab.

(6) Der Vorsitz des Allgemeinen Studierendenausschusses gewahrleistet, dass die
Aufgaben des Allgemeinen Studierendenausschusses ordnungsgemaB gefiihrt
werden.

(7) Zur Regelung seiner Arbeitsweise gibt sich der Allgemeine Studierendenausschuss
eine Geschaftsordnung.

§ 31 Referate

(1) Dem Allgemeinen Studierendenausschuss gehéren mindestens an
a. der Vorsitz
b. das Finanzreferat
c. weitere Referate, die sich um folgende Aufgaben kiimmern:
i. soziale Angelegenheiten
i. Angelegenheiten, die Studium betreffen
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iii. Angelegenheiten, die Fachschaften betreffen

iv. Angelegenheiten, die die Hochschulpolitik betreffen

v. Angelegenheiten, die die Offentlichkeitsarbeit betreffen
vi. Angelegenheiten, die die Kultur betreffen

(2) Die GroBe und Struktur des Allgemeinen Studierendenausschuss wird dem
Studierendenparlament vom Vorsitz vorgeschlagen.

(3) Der Vorsitz bestimmt ein*e Referent*in zur Stellvertretung.

(4) Fur die Geschaftsordnung des Allgemeinen Studierendenausschusses ist der Vorsitz
des Allgemeinen Studierendenausschusses verantwortlich.

(5) Die Referent*innen verwalten den ihnen zugewiesenen Geschéftsbereich
selbststandig. Der Vorsitz kann zur Unterstiitzung ihrer Tatigkeit nach Absprache mit
den jeweiligen Referaten und nach Beschluss des Studierendenparlaments freie
Mitarbeiter*innen mit bestimmten Aufgaben betrauen. Mitarbeiter*innen sind
eindeutig einem Referat zugeordnet und dem Vorsitz des Allgemeinen
Studierendenausschuss unterstellt.

§ 32 Bestatigung, Wahl und Abwahl

(1) Alle Mitglieder der Studierendenschaft kénnen Teil des Allgemeinen
Studierendenausschusses sein (§ 1 Abs. 1).

(2) Der Vorsitz des Allgemeinen Studierendenausschusses wird in geheimer Wahl mit 2/3
Mehrheit der anwesenden Stuparier*innen vom Studierendenparlament auf seiner
konstituierenden Sitzung gewahlt.

a. Die Person, die nach einem Wahlgang die wenigsten Stimmen auf sich vereint,
scheidet aus dem Wahlverfahren aus. Es findet eine Stichwahl zwischen den
beiden Kandidat*innen statt, die die meisten Stimmen auf sich vereinen.

b. Erreicht kein*e Kandidat*in die erforderliche Mehrheit, so wird auf der
nachsten Sitzung des Studierendenparlaments der Wahlvorgang wiederholt.
Kann wieder kein*e Kandidat*in die erforderliche Mehrheit auf sich vereinen,
muss das Studierendenparlament binnen 4 Wochen Neuwahlen ausrufen.

(3) Die Regelung zur den Mehrheitsverhaltnisse der Wahl und den Wahlgangen gilt auch
bei Neuwahlen des Vorsitz des Allgemeinen Studierendenausschuss wahrend der
laufenden Legislatur.

(4) Das Studierendenparlament bestatigt in geheimer Abstimmung die Vorschlage des
Vorsitzes des Allgemeinen Studierendenausschusses zu den einzelnen Referaten ab.
Dazu hat es die Mdglichkeit, Fragen an die vorgeschlagene Person zu stellen.

(5) Esscheidet aus dem Studierendenparlament aus, wer eine Exekutivfunktion im
Allgemeinen Studierendenausschuss tbernimmt.
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(6) Die Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses kénnen nur einzeln mit 2/3
Mehrheit der anwesenden Stuparier*innen des Studierendenparlamentes abberufen,
bzw. abgewahlt werden. Die Abberufung, bzw. Abwahl setzt voraus, dass sie
fristgerecht als Tagesordnungspunkt in der vorlaufigen Tagesordnung mit
Versendung der Einladung bekannt gemacht wurde.

§ 33 Amtszeit

(1) Die Amtszeit der Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses dauert eine
Legislaturperiode des Studierendenparlaments.

(2) Die Amtszeit der Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses endet:

a. nach erfolgter Exmatrikulation
b. durch Riicktritt, der dem Prasidium des Studierendenparlaments schriftlich
mitgeteilt werden muss und auf der néchsten Sitzung des
Studierendenparlament berichtet werden muss
c. im Falle des § 32 Abs. 5
. mit der Auflésung des Studierendenparlaments

(3) Tritt ein*e Referent*in des Allgemeinen Studierendenausschusses zurlck, scheidet
diese*r unmittelbar aus ihrem*seinem Amt aus.

(4) Zwischen der Wahl des Studierendenparlaments und der Wahl des neuen Vorsitzes
des Allgemeinen Studierendenausschusses bleibt der vorherige Allgemeine
Studierendenausschuss kommissarisch im Amt.

(5) Bei Rucktritt des (kommissarischen) AStA Vorsitz, dessen Ricktrittsankliindigung oder
dessen Abwahl, ist das Studierendenparlament verpflichtet, innerhalb von vier
Vorlesungswochen einen neuen Vorsitz zu wahlen. Wird kein neuer Vorsitz innerhalb
dieser Frist gewahlt, kann das Studierendenparlament mit 2/3 Mehrheit der
anwesenden Stuparier*innen die Geschaftsfihrung und Leitung des Allgemeinen
Studierendenausschusses fiir maximal 6 Wochen an die kollegiale Ubergangsleitung
(siehe § 34) des Allgemeinen Studierendenausschusses lbertragen. Alle weiteren
Referent*innen bleiben kommissarisch im Amt. Findet sich keine 2/3 Mehrheit, so
muss das Prasidium des Studierendenparlaments Neuwahlen zum
Studierendenparlament gemaB der Wahlordnung veranlassen.

§34 Kollegiale Ubergangsleitung

(1) Die Kollegiale Ubergangsleitung besteht aus drei bis sechs kommissarischen AStA-
Referent*innen aus mindestens zwei verschiedenen Referaten.

(2) Im Falle der Installation der kollegialen Ubergangsleitung durch das
Studierendenparlament wird die Sitzung unmittelbar nach Beschlussfassung
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unterbrochen. Die fiir die kollegiale Ubergangsleitung in Frage kommende
Referent*innen ziehen sich zur Beratung zurlick.

a. Inder Beratung werden die Referent*innen fiir die kollegiale
Ubergangsleitung bestimmt.

b. Die kollegiale Ubergangsleitung wahlt mit 2/3 Mehrheit zwei Referent*innen
aus ihrer Mitte, welche die nach Satzung vorgesehenen Kompetenzen
(Zeichnungsberechtigung, Vorschlagsrecht usw.) des Vorsitzes fiir die Zeit der
kollegialen Ubergangsleitung erhalt.

c. Die kollegiale Ubergangsleitung, sowie die Referent*in, die fiir die Ausiibung
der formalen Vorsitzkompetenzen gewahlt wurde, ist dem Parlament bei
Wiederaufnahme der Sitzung mitzuteilen. Das Parlament muss beide
Personalentscheidungen erneut mit 2/3 Mehrheit der anwesenden
Stuparier*innen bestatigen. Referent*innen kdnnen mit 2/3 Mehrheit vom
Studierendenparlament nachtréglich fir die Kollegiale Ubergangsleitung
bestatigt werden, ohne dass dies Auswirkungen auf die 6 Wochen Frist hat.

d. Kann die Ubergangsleitung keine 2/3 Mehrheit erlangen, kann ein weiterer
Vorschlag gemacht werden. Kann auch dieser keine 2/3 Mehrheit erlangen,
muss das Prasidium des Studierendenparlaments die Ausschreibung von
Neuwahlen zum Studierendenparlament gemaB der Wahlordnung
veranlassen.

(3) Die kollegiale Ubergangsleitung ist fiir die Zeit von 6 Wochen begrenzt. Wird in
dieser Frist kein neuer Vorsitz gewahlt, muss das Prasidium des
Studierendenparlaments die Ausschreibung von Neuwahlen zum
Studierendenparlament gemaB der Wahlordnung veranlassen.

§ 35 Sitzungen

(1) Zur Koordinierung der Tatigkeit der einzelnen Referate finden Sitzungen des
Allgemeinen Studierendenausschusses statt.

(2) In Zweifelsfallen entscheidet die Mehrheit aus Vorsitz und den anwesenden Referaten
des Allgemeinen Studierendenausschusses Uber die Auslegung der
Geschéftsordnung.

(3) Alle Referent*innen und Mitglieder des Vorsitzes des Allgemeinen
Studierendenausschusses haben gleiches Stimmrecht. Freie Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter haben kein Stimmrecht.

(4) Das Prasidium des Studierendenparlaments hat kraft seines Amtes beratende Stimme
bei den Sitzungen.
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VIII. Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

§ 36 Beitrage

(1) Zur Bestreitung der Aufgaben der studentischen Selbstverwaltung werden von den
Studierenden Beitrage erhoben.

(2) Rechtsgrundlage ist die Beitragsordnung, in der Beitragspflicht und Beitragshdhe zu
regeln sind.

§ 37 Finanzreferat

(1) Das Finanzreferat des Allgemeinen Studierendenausschusses ist fiir die
ordnungsgemale Buchfihrung, Finanzplanung und Verwendung der Haushaltsmittel
verantwortlich.

(2) Das Finanzreferat ist befugt, Kassenanordnungen zu erteilen.

§ 38 Fachschaft

Die Studierendenschaft und die Fachschaften sind in ihrer Rechnungslegung selbstandig und
voneinander unabhangig.

§ 39 Haushaltsplan

(1) Der Allgemeine Studierendenausschuss ist an den Haushaltsplan der
Studierendenschaft gebunden.

(2) Die im Haushaltsplan fir ein Haushaltsjahr (Kalenderjahr) veranschlagten Ausgaben
der Studierendenschaft werden durch die Beitrdge der Studierenden gedeckt, soweit
keine anderen Mittel zur Verfligung stehen. Der Haushaltsplan ist, wenn mdoglich,
zum 1. Dezember, spatestens bis zum 15. Dezember vor Beginn des Haushaltsjahres
dem Studierendenparlament durch den Finanzausschuss vorzulegen. Nach
Beschlussfassung durch das Studierendenparlament muss der Haushaltsplan durch
das Prasidium der RPTU genehmigt werden (vgl. § 110 Abs. 2 HochSchG).

(3) Das Finanzgebaren des Allgemeinen Studierendenausschusses und der anderen
Organe der Studierendenschaft unterliegt der Uberpriifung durch den
Finanzausschuss (8§ 29 Abs. 2 Buchstabe a).

(4) Nach Ablauf des Haushaltsjahres legt der Finanzausschuss des Allgemeinen
Studierendenausschusses dem Studierendenparlament einen Jahresabschluss vor.

(5) Das Nahere Uber die Aufstellung des Haushaltsplanes, seine Ausfiihrung und
Rechnungslegung regelt die Finanzordnung.
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(6) Fur die Haushalts- und Wirtschaftsflihrung der Studierendenschaft gelten die
Bestimmungen der §8 106, 107, 109 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 der
Landeshaushaltsordnung.

IX. Schlussbestimmungen

§ 40 Satzung, Wahlordnung und Beitragsordnung

Nach HochSchG § 107 Abs. 3 muss die Studierendenschaft eine Satzung, Wahlordnung sowie
Beitragsordnung haben. Die Studierendenschaft legt gemaB § 111 Abs. 1 und 2 HochSchG
eine Wahlordnung und Beitragsordnung fest.

§ 41 Anderungen der Satzung, Wahlordnung, Beitragsordnung und Finanzordnung

Anderungen der Satzung, Wahlordnung, Beitragsordnung oder Finanzordnung werden mit
einer 2/3 Mehrheit der anwesenden Stuparier*innen beschlossen.

§ 42 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung in der amtlichen Bekanntmachung der
Rheinland-Pfélzischen Technische Universitat Kaiserslautern-Landau, RPTU in Landau —
Amtliche Bekanntmachungen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 29.11.2021 aulB3er
Kraft.

§ 43 Salvatorische Klausel

(1) Sollten Teile dieser Satzung rechtsunwirksam sein, hat dies keine Auswirkungen auf
die Ubrigen Bestimmungen dieser Satzung. Sie bleiben weiterhin gultig.
(2) Rechtsunwirksame Bestimmungen sind ihrem Sinn entsprechend auszulegen.

Landau, den 28.04.2025

das Prasidium des Studierendenparlaments der Rheinland-Pfalzischen Technische
Universitat Kaiserslautern-Landau, RPTU in Landau.

N

26




	I. Allgemeines
	§ 1 Rechtstellung
	§ 2 Rechte und Pflichten der Studierendenschaft
	§ 3 Organe der Studierendenschaft
	§ 4 Beschlussfassung mittels elektronischer Kommunikationsmedien
	§ 5 Aufgaben der Organe der Studierendenschaft
	§ 6 Tätigkeit in der studentischen Selbstverwaltung
	§ 7 Repräsentation in der Öffentlichkeit

	II. Fachschaften
	§ 8 Grundsätzliches
	§ 9 Fachschaftsvollversammlung
	§ 10 Fachschaftsvertretung
	§ 11 Fachschaftsordnung
	§ 12 Fachschaftsrat

	III. Hochschulgruppen
	§ 13 Grundsätzliches
	§ 14 Finanzen und Eigentum

	IV. Urabstimmung
	§ 15 Grundsätzliches
	§ 16 Verfahren
	§ 17 Gegenstand

	V. Vollversammlung
	§18 Teilnahmerechte
	§ 19 Einberufung
	§ 20 Verfahren

	VI. Studierendenparlament
	§ 21 Aufgaben
	§ 22 Wahl des Studierendenparlaments
	§ 23 Ausscheiden, Bestätigung
	§ 24 Legislaturperiode & Auflösung
	§ 25 Präsidium
	§ 26 Sitzungen
	§ 27 Beschlussfähigkeit
	§ 28 Beschlüsse
	§ 29 Ausschüsse

	VII. Allgemeiner Studierendenausschuss
	§ 30 Aufgaben
	§ 31 Referate
	§ 32 Bestätigung, Wahl und Abwahl
	§ 33 Amtszeit
	§34 Kollegiale Übergangsleitung
	§ 35 Sitzungen

	VIII. Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
	§ 36 Beiträge
	§ 37 Finanzreferat
	§ 38 Fachschaft
	§ 39 Haushaltsplan

	IX. Schlussbestimmungen
	§ 40 Satzung, Wahlordnung und Beitragsordnung
	§ 41 Änderungen der Satzung, Wahlordnung, Beitragsordnung und Finanzordnung
	§ 42 Inkrafttreten
	§ 43 Salvatorische Klausel


